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6 9 4 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz betreffend die Errichtung einer zweiten
Notarstelle in Saalfelden am Steinernen Meer

Auf Grund des § 9 der Notariatsordnung vom
25. Juli 1871, RGBl. Nr. 75, wird verordnet:

Im Sprengel des Landesgerichtes Salzburg wird
mit Wirksamkeit vom 1. Februar 1994 eine weitere
Notarstelle mit dem Amtssitz in Saalfelden am
Steinernen Meer errichtet.

Michalek

6 9 5 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz über die Höhe der Arbeitsvergütung der

Strafgefangenen

Auf Grund des § 52 Abs. 2 des Strafvollzugsgeset-
zes, BGBl. Nr. 144/1969, wird verordnet:

Artikel I
Die Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefan-

genen (§ 52 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes,
BGBl. Nr. 144/1969) beträgt für die geleistete
Arbeitsstunde

a) für leichte Hilfsarbeiten 3,50 S
b) für schwere Hilfsarbeiten 4,10 S
c) für handwerksmäßige Arbeiten 4,60 S
d) für Facharbeiten 5,20 S
e) für die Arbeiten eines Vorarbeiters . . . .5,80 S

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1993 in

Kraft.

Michalek

696. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die Grundausbildung für die

Verwendungsgruppe B (Finanzdienst)

Auf Grund der §§ 24 bis 35 und 243 des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 314/1992, wird im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Diese Verordnung regelt die Grundausbil-
dung für die Verwendungsgruppe B (Finanzdienst).

Ausbildung

§ 2. Die Grundausbildung hat durch praktische
Verwendung (Schulung am Arbeitsplatz) und einen
Ausbildungslehrgang zu erfolgen.

Praktische Verwendung

§ 3. (1) Die praktische Verwendung soll den
Bediensteten mit dem Aufbau, den Aufgaben und
dem Arbeitsablauf im Bereich der Finanzverwaltung
bekannt machen. Die hiezu erforderliche Schulung
des Bediensteten am Arbeitsplatz hat grundsätzlich
mit dem Dienstantritt in der Finanzverwaltung zu
beginnen.

(2) Die praktische Verwendung ist durch eine
Einführung in die Grundzüge des Abgabenwesens
des Bundes und die Grundzüge der Organisation
der Finanzverwaltung zu ergänzen, die am Beginn
der praktischen Verwendung erfolgen soll (Einfüh-
rungslehrgang). Der Einführungslehrgang findet,
soweit durch den Bundesminister für Finanzen nicht

4 391



3878 243. Stück — Ausgegeben am 13. November 1992 — Nr. 696

anderes bestimmt wird, am Bildungszentrum der
Finanzverwaltung statt, welches bei der Finanzlan-
desdirektion für Wien, Niederösterreich und
Burgenland eingerichtet ist. Der Einführungslehr-
gang soll mindestens fünf Wochen dauern.

(3) Die Zuweisung zum Einführungslehrgang
erfolgt von Amts wegen durch die zuständige
Finanzlandesdirektion.

(4) Die praktische Verwendung einschließlich
Einführungslehrgang hat mindestens acht Monate
zu dauern. Unterbrechungen aus wichtigen dienstli-
chen und persönlichen Gründen sind zulässig. Über
die Schulung am Arbeitsplatz ist für jeden
Bediensteten ein Ausbildungsnachweis zu führen.

(5) Weist ein Bediensteter auf Grund seiner
bisherigen Verwendung im Bundesdienst bereits
einschlägige Fachkenntnisse bedeutenden Umfangs
auf, so kann die zuständige Finanzlandesdirektion
auf Antrag des Bediensteten die Schulung am
Arbeitsplatz entsprechend verkürzen.

Ausbildungslehrgang

§ 4. Nach Beendigung der praktischen Verwen-
dung ist der Bedienstete von der zuständigen
Finanzlandesdirektion über seinen Antrag dem
Ausbildungslehrgang zuzuweisen. Über die Zulas-
sung (§ 25 Abs. 2 BDG 1979) entscheidet das
Bildungszentrum der Finanzverwaltung.

§ 5. (1) Der Ausbildungslehrgang ist am Bil-
dungszentrum der Finanzverwaltung abzuhalten.
Leiter des Ausbildungslehrganges ist der Leiter des
Bildungszentrums.

(2) Im Ausbildungslehrgang sind jedenfalls die in
der Anlage genannten Gegenstände vorzutragen.

(3) Der Ausbildungslehrgang hat mindestens
zwölf Wochen zu dauern. Bei der Festlegung der
Anzahl der Unterrichtsstunden für die einzelnen
Gegenstände ist darauf Bedacht zu nehmen, daß der
Gegenstand das Grundwissen für die hauptsächli-
chen Verwendungen im Finanzdienst vermittelt und
ob und inwieweit vom pädagogischen Standpunkt
eine intensivere Stoffvermittlung erforderlich ist.

(4) Vor Ablauf von zwei Dritteln der Vortrags-
stunden des Ausbildungslehrganges hat der Bedien-
stete in den in der Anlage Z 1, 4.2, 8 und 10
genannten Gegenständen einen schriftlichen Test
im Ausmaß von höchstens je einer Unterrichts-
stunde abzulegen. Die Themenstellung und Bewer-
tung hat durch den Vortragenden zu erfolgen.

(5) Dem Leiter des Bildungszentrums obliegt es,
die Vortragenden zu bestellen. Als Vortragende
sind nur Bedienstete zu bestellen, die besondere
fachliche Kenntnisse und pädagogische Fähigkeiten
aufweisen. Die Bestellung der Vortragenden bedarf
der Zustimmung des Bundesministers für Finanzen.

Der Leiter des Bildungszentrums hat ferner die
Gestaltung der Vortragstätigkeit abzustimmen und
auf eine pädagogische Stoffvermittlung zu achten,
den Stundenplan auszuarbeiten und dessen Einhal-
tung zu überwachen.

§ 6. (1) Der Ausbildungslehrgang ist mindestens
einmal jährlich durchzuführen. Kommen hiefür
weniger als zwölf Bedienstete in Betracht, so kann
der Lehrgang um längstens ein Jahr verschoben
werden. Deshalb zurückgestellte Bedienstete sind
im folgenden Kalenderjahr vorzugsweise zu be-
rücksichtigen.

(2) Ebenso sind Bedienstete vorzugsweise zu
berücksichtigen, die an einem früheren Lehrgang
aus Platzgründen nicht teilnehmen konnten.

(3) Der mehrmalige Besuch eines Ausbildungs-
lehrganges ist unzulässig. Hat jedoch ein Teilneh-
mer mehr als ein Drittel der Vortragsstunden
versäumt, ist die Zuweisung (Zulassung) durch das
Bildungszentrum zu widerrufen. Dieser Bedienstete
ist von der zuständigen Finanzlandesdirektion zum
nächstfolgenden Ausbildungslehrgang oder zu
einem Teil eines solchen neu einzuberufen.

Wiederholungsseminare

§ 7. (1) Bedienstete, welche die Dienstprüfung
nicht bestanden haben oder die nach Ablauf von
mehr als zwei Dritteln der Vortragsstunden ohne ihr
Verschulden aus dem Ausbildungslehrgang ausge-
schieden sind oder ohne ihr Verschulden nicht zur
Dienstprüfung antreten konnten, sind über ihren
Antrag vor dem voraussichtlichen Prüfungstermin
einem Wiederholungsseminar zuzuweisen.

(2) Das Wiederholungsseminar ist im Bildungs-
zentrum der Finanzverwaltung einzurichten und
mindestens einmal halbjährlich durchzuführen.
Kommen hiefür weniger als sechs Bedienstete in
Betracht, so kann das Wiederholungsseminar um
längstens ein halbes Jahr verschoben werden.

Dienstprüfung

§ 8. (1) Nach Absolvierung des Ausbildungslehr-
ganges oder eines Wiederholungsseminars sind die
Bediensteten durch den Leiter des Bildungszen-
trums der Finanzverwaltung zur Dienstprüfung
zuzuweisen.

(2) Konnte ein Bediensteter ohne sein Verschul-
den nicht zur Dienstprüfung antreten, so ist er dem
nächstfolgenden Prüfungstermin zuzuweisen.

(3) Die Dienstprüfung ist schriftlich und
mündlich abzulegen.

Schriftliche Prüfung

§ 9. (1) Die schriftliche Prüfung ist in zwei
Klausurarbeiten mit einer Höchstdauer von je vier
Stunden abzuhalten und zwar:
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1. die Erstellung einer Bilanz und einer Gewinn-
und Verlustrechnung sowie der daraus abzu-
leitenden Besteuerungsgrundlagen und

2. die Lösung von Fallbeispielen aus dem Bereich
der Einkommensteuer und Umsatzsteuer oder
die Lösung von Fallbeispielen aus dem Bereich
der Erbschafts- und Schenkungssteuer, der
Stempel- und Rechtsgebühren und der Grund-
erwerbsteuer, sofern der Kandidat in einer
Dienststelle (Abteilung) Verwendung findet,
welche diese Aufgabengebiete verwaltet.

(2) Die Themen der Klausurarbeiten sind vom
jeweiligen Vortragenden zu erstellen.

(3) Der Leiter des Bildungszentrums hat sicher-
zustellen, daß die Klausurarbeiten einen möglichst
gleichen Schwierigkeitsgrad aufweisen.

(4) Bedient sich ein Bediensteter unerlaubter
Hilfsmittel, so gilt die schriftliche Prüfung als nicht
bestanden.

Mündliche Prüfung

§ 10. (1) Die mündliche Prüfung hat die in der
Anlage Z 1 bis 3, 4.1 bis 4.5, 5, 6.1 bis 6.3, 7.1 und
7.2, 8 und 10 angeführten Gegenstände zu
umfassen.

(2) Hat ein Bediensteter die schriftlichen Tests
gemäß § 5 Abs. 4 mit positiver Bewertung abgefaßt,
entfällt in diesen Gegenständen eine mündliche
Prüfung.

(3) Die mündliche Prüfung soll grundsätzlich je
Kandidat eine Stunde nicht überschreiten.

Prüfungskommission

§ 11. (1) Für die Dienstprüfung ist eine
Prüfungskommission beim Bildungszentrum der
Finanzverwaltung zu errichten. Sie ist für den
gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zum Vorsitzenden der Prüfungskommission
und zu dessen Stellvertretern dürfen nur Beamte der
Verwendungsgruppe A bestellt werden.

(3) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte der Verwendungsgruppen A und
B bestellt werden. Sie müssen in dem von ihnen zu
prüfenden Gegenstand besondere Kenntnisse und
Erfahrungen besitzen. Die Gegenstände, welche ein
Mitglied der Prüfungskommission zu prüfen hat,
sind bei der Bestellung festzulegen.

(4) Die Bestellung obliegt dem Bundesminister
für Finanzen.

Prüfungssenate

§ 12. (1) Die Prüfungssenate haben aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern zu
bestehen.

(2) Die Vorsitzenden der Prüfungssenate haben
die in der Anlage Z 1, 2, 7.1, 7.2, 8 und 10 genannten
Gegenstände selbst zu prüfen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 13. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1993 in Kraft.

(2) Gemäß § 233 Abs. 1 BDG 1979 treten mit
Ablauf des 31. Dezember 1992 außer Kraft:

1. Verordnung des Bundesministers für Finanzen
vom 26. November 1974 betreffend die Aus-
bildung und die Prüfung für den Gehobenen
Finanzdienst, BGBl. Nr. 37/1975, und

2. Verordnung des Bundesministers für Finanzen
vom 28. Juni 1975 betreffend die Ausbildung
und die Prüfung für den Gehobenen Betriebs-
prüfungsdienst, BGBl. Nr. 435/1975.

(3) Auf Bedienstete, welche zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung die Grundausbil-
dung bereits absolviert, die Dienstprüfung jedoch
noch nicht erfolgreich abgelegt haben, sind die im
Abs. 2 genannten Verordnungen weiterhin anzu-
wenden, längstens jedoch bis 31. Dezember 1993.

Lacina

Anlage

Gegenstände gemäß § 5 Abs. 2

1. Österreichisches Verfassungsrecht und Behör-
denorganisation (einschließlich Finanzverfas-
sung und Finanzausgleich)

2. Dienst- und Besoldungsrecht der Bundesbe-
diensteten einschließlich Personalvertretungs-
recht

3. Buchführung und Grundzüge des Bilanzwe-
sens

4. Steuern vom Umsatz, Einkommen und Ertrag
4.1 Einkommensteuer (Kapitalertragsteuer)
4.2 Lohnsteuer
4.3 Körperschaftsteuer
4.4 Gewerbesteuer
4.5 Umsatzsteuer
4.6 Grundzüge des zwischenstaatlichen Steuer-

rechtes
5. Bewertung und Vermögensteuer
6. Gebühren und Verkehrsteuern
6.1 Gebührengesetz
6.2 Erbschafts- und Schenkungssteuer
6.3 Grunderwerbsteuer
6.4 Kapitalverkehrsteuern (Grundzüge)
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7. Verfahrensrecht
7.1 Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz

(Grundzüge)
7.2 Bundesabgabenordnung
7.3 Grundzüge der Abgabenexekutionsordnung

und des Insolvenzrechtes
8. Grundzüge des Finanzstrafrechtes
9. Grundzüge des Familienlastenausgleichs

10. Kassen- und Verrechnungswesen
11. Organisation und Grundsätze der Dienstan-

weisungen (Innen- und Außendienst)
12. Datenbanksysteme der Finanzverwaltung
13. Kontaktverhalten

6 9 7 . Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen betreffend den Umrechnungskurs des

ECU im gemeinsamen Versandverfahren

Auf Grund des § 3 Abs. 4 des Versandverfahren-
Durchführungsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 633/1987,
wird kundgemacht:

Der Gegenwert des ECU im Sinne des Artikels 10
Abs. 3 des Übereinkommens über ein gemeinsames
Versandverfahren, BGBl. Nr. 632/1987, beträgt für
das Kalenderjahr 1993 13,8444 S.

Lacina

698. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung von Teilen des § 3 Abs. 1 Z 4
lit. c des Einkommensteuergesetzes 1988 durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 22. Juni 1992, G 65/92-5, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 15. Oktober 1992, die
Ausdrücke „20%" und den zweiten Halbsatz
(„erhält ein Steuerpflichtiger auf Grund seiner
Behinderung derartige Bezüge und beträgt die der
Bemessung der Unfallrente zugrundeliegende nach-
gewiesene Behinderung mehr als 20%, so sind die
Bezüge im Prozentsatz dieser Behinderung steuer-
frei") in § 3 Abs. 1 Z 4 lit. c des Einkommensteuer-
gesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, in der Fassung des
Abgabenänderungsgesetzes 1989, BGBl. Nr. 660,
und des Abschnittes V des Bundesgesetzes, BGBl.
Nr. 281/1990, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


